
1 0/5/2002 − 640

Der Entwurffür ein
Partnerschaftsgesetz der

CSV/DP−Regierungist alles
andere alsein großer Wurf,

sondernzielt an den
Interessen der Betroffenen

meilenweit vorbei.

"Die habenauf etwas geschos-
sen, auf das noch nicht zu
schießen war." Anfang Februar
hatte ein sichtlich verärgerter
Premier Jean−Claude Juncker
die Kritik der politischen Oppo-
sition und der Presse am Ent-
wurf zumneuen Lebenspartner-
schaftsgesetz auf einemPresse-
briefing zurückgewiesen. Da-
mals waren Auszüge aus dem
Gesetzesvorhaben vorzeitig an
die Öffentlichkeit gelangt.
Junckers Vorwurf: Das geplante
Gesetz würde unzulässigerweise
attackiert, obwohl wichtigeTeile
− die sozialversicherungs− und
steuerrechtlichen Ausführungen
− noch gar nicht vorlägen. Seit
Dienstag liegt nun der Entwurf
"zu den Auswirkungen gewisser
Partnerschaften" in seiner Ge-
samtheit vor− undes darf weiter
"geschossen" werden.

"Der Text beweist die Provinz-
mentalität der Regierung", er-
klärte die grüne Parteispreche-
rin Viviane Loschetter auf einer
Pressekonferenz am vergange-
nen Montag. In einer Pressemit-
teilung mit dem Titel "Le par-
tenariat luxembourgeois: un
PACS perverti" analysierten Déi
Gréng, diesichseit Jahrenfür ei-
neEntprivilegierungder Ehe, die
Homoehe (siehe woxx Nr. 595)
und für individualisierte Rechte
stark machen, das Profil des ge-
planten PACS. Dieser richte sich
mit seinensteuer− undsozialver-
sicherungsrechtlichen Besti m-
mungenin erster Linie an ältere
Paare, die aus einemberufstäti-
gen, besserverdienenden Mann
undeiner erwerbslosenFrau be-
stehen und die nach einer ge-
scheiterten Ehe einen zweiten
Versuch machen wollen, ohne
gleich heiraten zu wollen. Laut
einer Studie des "Centre d'Etu-
des des Populations, de Pau-
vreté et de Politiques Socio−Eco-
nomiques" (CEPS) von 1999 ma-
chen diese Paare aber lediglich
8,3 Prozent der unverheirateten
Paareaus. Ihnenstehen88,1 Pro-
zent, in denen beide PartnerIn-
nenberufstätigsind, gegenüber.

Der Entwurf sieht unter an-
deremeine Ausweitung der ab-
geleiteten Rechte auf nicht−ehe-
liche Partnerschaften, die Sen-
kungder Erbschaftsteuer von15
auf fünf Prozent für sogenannte
"Partnerschaften" sowie einen
steuerlichen Freibetragin Höhe
von 9.780 Euro pro Jahr für ei-
nen berufstätigen Partner vor,
vorausgesetzt der oder die Le-
benspartnerIn geht keiner be-
zahlten Arbeit nach. Künftig
können somit nicht−berufstätige
PartnerInnen − drei Jahre nach
Bestehendes"partenariats"− als
Familienangehörige in der Ren-
ten− und der Krankenkasse mit-
versichert werden.
"Das ist ein Schuss in die

falsche Richtung", sagt die
LSAP−Abgeordnete Lydie Err ge-
genüber der woxx. Auch sie übt
KritikandengeplantenRegelun-
gen. "Eigentlich steuern wir
längst auf dieIndividualisierung
zu, aber die CSV macht mit je-
dem neuen Gesetzesprojekt
einen Schritt in die alte Rich-
tung." Dass die hiesige Regie-
rung nicht vomkatholisch−kon-
servativen Familienverständnis
lassen will, zeigt folgendes Zitat
von Justizminister Luc Frieden
aus einem "Wort"−Interview:
"Die soziale Absicherung des
nicht−berufstätigen Partners
ist eines der Hauptziele des
Projekts."
Das erklärt auch, warum die

gegenseitige Unterhaltspflicht
i m neuen Gesetz eine zentrale
Rolle einni mmt − für Lydie Err
ein weiterer Stein des Anstoßes:
"Damit wird die Trennungslinie
zwischenEheundPartnerschaft
verwischt." Die LSAP−Abgeord-
nete, die 1995 einen Gesetze-
sentwurf für eine "union libre"
vorgelegt hatte, plädiertfür eine
klare Gütertrennung bei nicht−
ehelichen Lebenspartnerschaf-
ten− ähnlich wie i m französi-
schen PACS und i m belgischen
"contrat de vie commune".
Schließlich, so Err, solle die"Le-
benspartnerschaft" i m Unter-
schiedzur Eheeineschnelle, un-
komplizierte Trennung ohne
weitere Verpflichtungen ermög-
lichen.
Garantiert ist das mit dem

neuen Entwurf nicht: Zwar
reicht eine schriftliche Er-
klärung aus, umdie Verbindung
wieder zu lösen, Artikel 12
räumt dem Gericht jedoch die
Möglichkeit ein, i m Bedarfsfall
Ali mente an den oder die ver-
bleibenden ehemalige Leben-
spartnerInanzuordnen.

Mini malistisch und
halbherzig
Auch das Statement der

Schwulenorganisation "Rosa
Lëtzebuerg" zumneuenPartner-
schaftsgesetz fällt geharnischt
aus − wenngleich aus anderen
Gründen. Der Entwurf sei eine
"absolut mini malistische Rege-
lungderfinanziellenund materi-
ellen Seiten einer nicht−eheli-
chen Partnerschaft" und trage
"nur äußerst halbherzig zu ei-

ner wirklichen 'Anerkennung'
gleichgeschlechtlicher Paare
bei", heißt es in einem Leser-
brief an die Luxemburger Presse
(siehe woxxNr. 639).
Kritikübt die Organisationun-

ter anderemdaran, dass der Ab-
schluss der i m Gesetz vorgese-
henen "Partnerschaftserklä-
rung" vor einemFriedensrichter
die beabsichtigte symbolische
Wirkung einer standesamtlichen
Trauung entbehrt und zudem
keinerlei Auswirkung auf das zi-
vilrechtliche Statut der beiden
PartnerInnenhaben wird.
Das CSV/DP−Projekt schweigt

aber noch gegenüber anderen
fundamentalen Fragen, wie
dem Besuchs− unddemZeugnis-
verweigerungsrecht, dem Na-
mensrecht, beamten− und aus-
länderrechtlichen Fragen − und,
wen wundert's? − gegenüber der
Adoption.
Luc Frieden begründete die

fehlende Regelung des Aufent-
haltsstatuts damit, dass derzeit
nochauf eineeuropäische Direk-
tive gewartet werde. Wie vorge-
schoben dieses Argument ist,
zeigen jedoch Länder wie die
Niederlande, Deutschland und
Frankreich. Dort erhalten aus-
ländische PartnerInnen bei Ein-
tritt in die gesetzliche "Leben-
spartnerschaft" automatisch
(zumTeil nach einer Frist) eine
Aufenthalts− und eine Arbeitsbe-
rechtigung.

Konservativer Knick
in der Optik
Als "amibitiös" bezeichnete

dennochJean−ClaudeJunckeri m
"Jeudi" vom 2. Mai den Mini-
malentwurf und will, auch wenn
der Text nicht in allen Punkten
Satisfaktion bringe, einen Ver-
gleich mit dem Ausland nicht
scheuen. Unerwähnt bleibt aller-
dings die Tatsache, dass homo-
sexuelle Paare in Deutschland
immerhin ein kleines Sorgerecht
haben und in den Niederlanden
sogar adoptierendürfen.
Vielleicht bezieht der Staats-

minister sichjaausdrücklichauf
den steuerrechtlichen Teil. Die-
ser fällt i mVergleich zu Belgien
oder Deutschland finanziell be-
trachtet gar nicht so schlecht
aus. Eine gemeinsame steuerli-
che Veranlagung von gleichge-
schlechtlichen LebenspartnerIn-
nenist dort bislanggescheitert−
wegen der Blockadehaltung der
Christlichkonservativenund der
Liberalen. Anders ist es aber in
Dänemark, Niederlande oder
Norwegen: Dort genießenhomo-
sexuelle Lebenspartnerschaften
− ganz i mSinne des Artikels 21
der Grundrechtecharta der EU
vom7. Dezember 2000, die aus-
drücklich "jede Diskri minierung
aufgrund des Geschlechts ...
oder dersexuellen Orientierung"
verbietet − auch steuerlich die
gleichen Rechte wie heterosexu-
elle Ehepaare. Viviane Loschet-
ter präsentierte ihrerseits eine
Erklärung für die eklatanten Lü-
cken i m Regierungsprojekt: Die
Gründe dafür, dass i m Entwurf
die Bedürfnisse der heutigen Ge-
sellschaft nicht thematisiert
würden, lägen, so die Grüne, vor
allem an den Redetabus der
"konservativen undintoleranten
Partei CSV", die es nicht fertig
brächte, über Sexualität i m All-
gemeinen und gleichgeschlecht-
liche Liebe i m Besonderen zu
sprechen.

Ines Kurschat

BI: noch geballter!
Die Bautenministeri n Erna Hennicot−Schoepges hat es
auf den Punkt gebracht: Bürgeri nitiativen defi nierte sie
Ende April auf dem CSV−Kongress als "geballte Energie
mit nutzl osen Beschäfti gungen". So sah das die BI der
Gemei nde Kehlen auf i hrer Generalversammlung Anfang
der Woche nicht: Unermüdlich pil gerte sie i mvergange-
nen Jahr zu den Parteien undi n die Ministerien, umauf
die Fol gen der West−Tangente auf Natur und Bevölkerung
i hrer Gemei nde aufmerksamzu machen. Aber eben nicht
nur i hrer Gemeinde: Die West−Tangenteist nämlich bl oß
Teil ei nes Verkehrsnetzes, das den Südwesten des Lan-
des i n Zukunft direkt via Dippach und Mamer mit dem
Norden verbi nden soll. Dass es hier um weit mehr geht
als klei ne "Umgehungsstraßen" und "By−Pass", darüber
waren sich die anwesenden BI der betroffenen Gemein-
den ei ni g; aus Mamer, Sanem, Clemency und Monder-
cange waren sie nach Keispelt gekommen. Die Bauten-
ministeri n hat für Basisdemokratie vielleicht nichts üb-
ri g, aber für die betroffenen BI ist es beschlossene Sa-
che: Sie werden i n Zukunft gemei nsam handeln.
Und von wegen Ni mbys− ei ne Forderung wurdei n Keis-
pelt besonders laut, die ei nes tragfähigen öffentlichen
Verkehrs.

Pétition contrela citéjudiciaire sur
le"Saint−Esprit"
Depuis pl us de 12 moisles responsables du comité des
"Frënn vun der Festungs−Geschicht Lëtzebuerg" mènent
un combat assi du dans le but de préserver le manège
prussien ai nsi quelesrestes desfortificati ons au plateau
du Saint−Esprit menacés par le projet de constructi on
d' une cité judiciaire. Malgré les avis défavorables de la
part des experts de l'I comos (qui ont oeuvré pour le
compte de l' Unesco), malgré les i nterventi ons auprès
des partis politi ques et des responsables des ministères
de la justice, des travaux publics, de la culture, malgré
les entrevues avecla mi nistre concernée, malgrél'i nter-
venti on auprès des commissions à la Chambre des
Député−e−s, malgréles résultats d' un sondageIlres plai-
dant entre autres pour la sauvegarde du site du Sai nt−
Esprit et pour un changement de site pour la Cité judi-
ciaire, malgré le résultat d' une étude démontrant claire-
ment quele site dela Rocade de Bonnevoie proposé par
la Ville de Luxembourg est pl us avantageux, le Gouver-
nement n' entend cependant nullement changer son i n-
tention de construire une citéjudiciaire sur ledit plateau.
C' est pourquoi les"Frënn" lancent une pétiti on (que vous
trouvez sur notre site www. woxx.l u) qui s' oppose à "la
destructi on d' un site uni que (...) voul ue par la Ministre
des Travaux publics Hennicot−Schoepges et soutenue
par la Ministre dela Culture Hennicot−Schoepges".

Wohnungenfür den 700.000er Staat ...
Wie zu erwarten, legte der Premiermi nister erneut ei nen
Schwerpunkt sei ner Redezur Lage der Nati on auf den zu
erwartenden Bevölkerungszuwachs i m Ländchen. Er
konkretisierte dabei vor allem die geplanten Vorhaben
der Regierung i n Sachen Wohnungsbaupolitik. Die Re-
gierung setzt auch weiterhi n auf Privatbesitz und Privat-
i nitiative und sieht den Handl ungsbedarf eher i mSteuer-
recht denn i m Schaffen von öffentlichem Mietwohn-
raum. I mmerhi n schei nt die Gedul d Junckers, was die
Handl ungsbereitschaft der Privatpromoteure anbelangt,
recht gedämpft. Zum einen versichert der Premier i h-
nen, dass die jetzt angekündi gten Maßnahmen rückwir-
kend auch für bereits laufende Projekte gelten sollen. Er
will so der Gefahr ei nes Still standsi m Bauwesen entge-
gen wirken. Zumanderen droht aber auch mit gesetzli-
chen Regel ungen, sollte es weiterhi n i n Wohngebieten
zur Umwandlung von Wohn− i n rentableren Büroraum
kommen. Juncker gestand auch i ndirekt ei n Scheitern
der bisheri gen Wohnungspolitik ei n, die vor allemauf ei-
ne fi nanzielle Unterstützung der angehenden Hausbesit-
zerI nnen abzielte. Ei ne Lösungliege viel mehr i mBereich
des Angebotes: Mehr Bauplätze und Wohnraum müssten
auf den Markt. Das knappe Angebot könne nur verbes-
sert werden, wenn Staat und Gemei nden gemeinsamei-
ne effizientere Nutzung der bestehenden Flächen durch-
setzen.

3dës woch
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"Pervertiert und
provinziell"

___________________________
4. Gay mat an diesemSamstag,

11. Mai in Luxemburg
(Place d' Armes)unter dem

Motto"TrOUTiech!"
Die VeranstalterInnen wollen

dort auch aufdas
Gesetzesprojekt eingehen.


